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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. § 556 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Würde die vertragsmäßige Beendigung 
des Mietverhältnisses über Wohnraum leinen 
Eingriff in die Lebensverhältnisse des Mieters 
oder seiner Familie bewirken, dessen Härte auch 
unter Würdigung der Belange des Vermieters 
nicht zu rechtfertigen ist, so kann der Mieter 
der Kündigung widersprechen und vom Vermie- 
ter verlangen, das Mietverhältnis so lange fort- 
zusetzen, als dies unter Berücksichtigung aller 
Umstände angemessen ist. In diese Abwägung 
ist auch die Schwierigkeit der Beschaffung ange- 
messenen Ersatzwohnraumes einzubeziehen." 

2. An § 556 a Abs. 6 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Hat der Vermieter entgegen § 564 a Abs. 2 
auf die Widerspruchsfrist nicht hingewiesen, so 
kann der Mieter den Widerspruch noch im ersten 
Termin des Räumungsrechtsstreits erklären." 

3. An § 564 a wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„ (2) In dem Kündigungsschreiben soll der Mie- 
ter auf die Widerspruchsfrist des § 556 a Abs. 6 
hingewiesen werden." 


Artikel II 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 23 a wird folgender § 23 b eingefügt: 

.§ 23 b 

Für Klagen aus Mietverhältnissen über Wohn- 
raum ist das Gericht ausschließlich zuständig, in 
dessen Bezirk sich die Mietsache befindet." 

2. Nach § 1025 wird folgender § 1025 a eingefügt: 

.§ 1025 a 

Ein Schiedsvertrag über Rechtsstreitigkeiten, 
die den Bestand eines Mietverhältnisses über 
Wohnraum betreffen, ist unwirksam." 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 

1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt in Kraft: 

a) in den Gebieten, in denen das Mieterschutzge- 
setz nicht mehr anzuwenden ist, zwei Wochen 
nach der Verkündung; 

b) in den Gebieten, in denen das Mieterschutzge- 
setz nach seinem § 54 Abs. 2, 3 unanwendbar 
wird, mit dem Tage, von dem an das Mieter- 
schutzgesetz danach nicht mehr anzuwenden ist; 

c) im übrigen mit dem Außerkrafttreten des Mieter- 
schutzgesetzes. 
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Begründung 


1. Die Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft 
hat sich bisher ohne größere Schwierigkeiten 
vollzogen; zu wirksamen Massenkündigungen 
ist es nicht gekommen. 

Gleichwohl ist nicht zu verkennen, daß insbe- 
sondere durch die Aufhebung des Mieterschutzes 
in den „weißen Kreisen"' dadurch Härten ent- 
standen sind, daß die Sozialklausel des § 556 a 
BGB nur in einer begrenzten Anzahl von Fällen 
eine Verlängerung des Mietverhältnisses zuläßt. 
Insbesondere ist die Berücksichtigung einer noch 
angespannten Wohnungsmarktlage auf Grund 
dieser Vorschrift — jedenfalls gemäß der Aus- 
legung, die diese Vorschrift durch zahlreiche Ge- 
richte gefunden hat — nicht möglich. Die Ge- 
währung einer Räumungsfrist, die gemäß §§ 721, 
794 a ZPO höchstens ein Jahr betragen darf und 
nur bis zum 30. Juni 1968 auf Grund der Ver- 
ordnung über Räumungsfristen vom 2. Juni 1966 
(BGBl. I S. 338) auf zwei Jahre verlängert wer- 
den kann, ist hierfür kein ausreichender Ersatz. 
Der vorliegende Entwurf soll unter Aufrecht- 
erhaltung der Möglichkeit einer Kündigung ohne 
Angabe von Gründen künftig Härten auch inso- 
weit vermeiden, als sie wegen erheblicher 
Schwierigkeiten in der Beschaffung von Ersatz- 
wohnraum entstehen. Um dieses Ziel zu errei- 
chen, ist vorgesehen, in § 556 a Abs. 1 BGB 

a) die Worte „wegen besonderer Umstände des 
Einzelfalles" zu streichen; 

b) in einem neuen Satz 2 die Berücksichtigung 
auch der Schwierigkeiten bei der Ersatzraum- 
beschaffung ausdrücklich vorzuschreiben. 

Durch diese Änderungen soll die Breitenwirkung 
der Sozialklausel vergrößert und ihr Charakter 
als Ausnahmevorschrift gemildert werden. 

2. Bei dieser Gelegenheit wird vorgeschlagen, den 
Ausdruck „unter voller Würdigung der Belange 
des Vermieters" durch den Ausdruck „unter 
Würdigung der Belange des Vermieters" zu er- 


setzen, Durch die Worte „unter voller Würdi- 
gung" kann der ungerechtfertigte Eindruck ent- 
stehen, den Belangen des Vermieters müßte von 
vornherein ein größeres Gewicht zugemessen 
werden als denen des Mieters. Außerdem er- 
scheint es selbstverständlich, daß der Richter 
alle Umstände voll würdigt. 

3. Die Praxis hat gezeigt, daß gerade Mieter aus 
den Bevölkerungskreisen, die Hilfe benötigen, 
von ihrem Widerspruchsrecht aus Rechtsunkennt- 
nis nur selten fristgerecht Gebrauch machen. Um 
zu verhindern, daß an sich begründete Wider- 
sprüche wegen Fristversäumnis scheitern, soll 
der Mieter seinen Widerspruch noch im ersten 
Termin des Rechtsstreits erklären können, wenn 
er nicht bei der Kündigung auf die Frist hinge- 
wiesen wurde. Diesem Zweck dienen die Ergän- 
zungen von § 556 a Abs. 6 und § 564 a BGB. 

4, Die ersatzlose Aufhebung von § 7 des Mieter- 
schutzgesetzes für die „weißen Kreise" ermög- 
licht es den Parteien, die Zuständigkeit des Ge- 
richts, das über ihre Mietstreitigkeit zu entschei- 
den hat, frei zu vereinbaren sowie Schiedsge- 
richtsvereinbarungen in Mietstreitigkeiten zu 
treffen. Es hat sich aber in der Praxis gezeigt, 
daß dasjenige Gericht, in dessen Bezirk die 
Wohnräume gelegen sind, auf Grund seiner 
Kenntnis der örtlichen Verhältnisse am besten 
geeignet ist, Fragen der Sozialklausel und der 
Räumungsfristen zu beurteilen. Ferner wäre es 
eine wesentliche Beeinträchtigung der Rechts- 
verteidigung für den sozial schwachen Mieter, 
wenn er den Rechtsstreit vor einem auswärtigen, 
vielleicht weit entferntem Gericht zu führen 
hätte. Aus diesem Grunde bedarf es der Ein- 
fügung eines neuen § 23 b in die Zivilprozeßord- 
nung. Um zu verhindern, daß die Vermieter dann 
in Schiedsgerichtsvereinbarungen ausweichen, 
soll entsprechend § 7 Satz 2 des Mieterschutz- 
gesetzes zum Schutze der Mieter eine gleichartige 
Vorschrift als § 1025 a ZPO geschaffen werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


L 

Die Bundesregierung stimmt den Zielen des Gesetz- 
entwurfs im Grundsatz zu. Sie ist jedoch der An- 
sicht, daß dieser in folgenden Punkten geändert und 
erweitert werden sollte: 

1. Die Vorschläge zur Änderung der §§ 556 a und 
564 a BGB bedürfen einer Ausgestaltung, um den 
Schutz des Mieters zu verstärken (vgl. Artikel I 
Nr. 1 und 4). 

Die Bundesregierung tritt der Auffassung des 
Bundesrates bei, daß auch Schwierigkeiten bei 
der Beschaffung von Ersatzwohnraum, etwa auf 
Grund einer örtlich noch angespannten Woh- 
nungsmarktlage, eine Fortsetzung des Mietver- 
hältnisses rechtfertigen sollen. Dies wird jedoch 
bereits durch die Neufassung von § 556 a Abs. 1 
BGB in der Fassung von Artikel I Nr. 1 gedeckt. 
Eine besondere Vorschrift, wie sie § 556 a Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs des Bundesrates vorsieht, ist 
daher entbehrlich. 

2. Die Einschränkung, die § 556 c für ein Verlangen 
des Mieters auf weitere Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses enthält, erscheint zu eng. Das Ver- 
langen des Mieters in diesem Falle sollte auch 
zulässig sein, wenn während des Zeitraums, in 
dem das Mietverhältnis fortgesetzt wurde. Um- 
stände nicht eingetreten sind, deren Eintritt er- 
wartet wurde und infolgedessen für die Zeit- 
dauer der Fortsetzung des Mietverhältnisses be- 
stimmend gewesen war (vgl. Artikel I Nr. 3). 

3. Dem Mieter soll ferner das Recht eingeräumt I 
werden, vom Vermieter die Angabe der Gründe | 
für die Kündigung zu verlangen, damit er er- I 
kennen kann, ob er mit Aussicht auf Erfolg Wi- 
derspruch einlegen kann (vgl. § 564 a Abs. 3 in 
der Fassung von Artikel I Nr. 4). 

4. Die Belehrung des Mieters durch den Vermieter 
über die Widerspruchsfrist soll bei Mietverhält- 
nissen, bei denen die Kündigungsfrist kraft Ge- 
setzes (§ 565 Abs. 2 Satz 2 BGB) oder auf Grund 
Vereinbarung länger als die rund drei Monate 
betragende Kündigungsfrist des § 565 Abs. 2 
Satz 1 BGB ist, nicht schon mit der Kündigung, 
sondern ebenfalls erst spätestens einen Monat 
vor Ablauf der Widerspruchsfrist erfolgen (vgl. 

§ 564 a Abs. 2 in der Fassung von Artikel I 
Nr. 4). I 

5. Durch Änderung des § 93 b Abs. 2 ZPO soll das 
Kostenrisiko für den Mieter, der die Fortsetzung i 
des Mietverhältnisses begehren will, in den Fäl- 
len verringert werden, in denen sein Wider- 
spruch zwar keinen Erfolg hatte, ihm aber aus 
den dafür vorgebrachten Gründen eine Räu- 
mungsfrist bewilligt wird (vgl. Artikel II Nr. 2). 


6. Es erscheint erwünscht, den Rechtsweg in Miet- 
sachen zu erweitern, um die Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung zu fördern (vgl. Artikel IV § 6). 

7. Zur Förderung der Partnerschaft zwischen Ver- 
mieter und Mieter und zur Entschärfung der 
zwischen diesen etwa bestehenden Gegensätze 
hält die Bundesregierung außerdem die Einfüh- 
rung eines obligatorischen Güteverfahrens für 
Prozesse auf Räumung von Wohnraum und auf 
Fortsetzung des Mietverhältnisses für notwen- 
dig, Dabei soll der Abschluß eines Vergleichs im 
Güteverfahren kostenrechtlich begünstigt wer- 
den (vgl. Artikel IV und Artikel III Nr. 1). 

8. Einige weitere Änderungen und Ergänzungen des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates sind im we- 
sentlichen aus redaktionellen Gründen erforder- 
lich. 


II. 

Unter Berücksichtigung dieser Gedanken schlägt die 
Bundesregierung vor, dem vorgesehenen Dritten Ge- 
setz zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften die 
folgende Fassung zu geben: 

Artikel I 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 556 d Abs. 1 bis 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Mieter kann der Kündigung eines 
Mietverhältnisses über Wohnraum widerspre- 
chen und vom Vermieter die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses verlangen, wenn die vertrags- 
mäßige Beendigung des Mietverhältnisses für 
den Mieter oder seine Familie eine Härte bedeu- 
ten würde. Dies gilt nicht, wenn der Vermieter 
ein überwiegendes berechtigtes Interesse daran 
hat, daß das Mietverhältnis vertragsgemäß en- 
det. 

(2) Der Mieter kann unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 verlangen, daß das Mietver- 
hältnis auf bestimmte Zeit fortgesetzt wird, so- 
lange dies unter Berücksichtigung aller Um- 
stände angemessen ist. Ist dem Vermieter die 
Fortsetzung des Mietverhältnisses zu den bis- 
herigen Bedingungen nicht zuzumuten, so kann 
der Mieter nur verlangen, daß das Mietverhält- 
nis unter einer angemessenen Änderung der 
Vertragsbedingungen fortgesetzt wird. 

(3) Kommt keine Einigung zustande, so wird 
über die Fortsetzung des Mietverhältnisses und 
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über deren Dauer sowie über die Vertragsbe- ; 
dingungen, unter denen das Mietverhältnis fort- ! 
gesetzt wird, durch Urteil Bestimmung getroffen." 

2. An § 556 a Abs. 6 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Hat der Vermieter entgegen § 564 a Abs. 2 auf 
die Widerspruchsfrist nicht hingewiesen oder hat 
er die nach § 564 a Abs. 3 verlangte Auskunft 
nicht rechtzeitig vor Ablauf der Widerspruchs- 
frist erteilt, so kann der Mieter den Widerspruch 
noch in dem auf Räumung gerichteten Rechts- 
streit erklären, solange ein Antrag zur Sache 
nicht gestellt ist." 

3. § 556 c wird wie folgt gefaßt: 

.§ 556 c 

Ist ein Mietverhältnis auf Grund der §§ 556 a, 
556 b durch Einigung oder Urteil fortgesetzt wor- 
den, so kann der Mieter nach § 556 a eine wei- 
tere Fortsetzung nur begehren, wenn dies durch 
eine wesentliche Änderung der Umstände ge- 
rechtfertigt ist oder wenn Umstände nicht einge- 
treten sind, deren vorgesehener Eintritt für die 
Zeitdauer der Fortsetzung bestimmend gewesen 
war." 

4. § 564 a wird wie folgt gefaßt: 

.§ 564 a 

(1) Die Kündigung eines Mietverhältnisses 
über Wohnraum bedarf der schriftlichen Form. 

(2) Der Vermieter von Wohnraum soll den 
Mieter spätestens vier Monate vor der vertrags- 
mäßigen Beendigung des Mietverhältnisses auf 
die Widerspruchsfrist des § 556 a Abs. 6 hin- 
weisen; bestimmt sich die Kündigungsfrist nach 
§ 565 Abs. 2 Satz 1, so soll dieser Hinweis mit 
dem Kündigungsschreiben erfolgen. 

(3) Auf Verlangen des Mieters hat der Ver- 
mieter über die Gründe der Kündigung unver- 
züglich Auskunft zu erteilen. 

(4) Diese Vorschriften gelten nicht für Wohn- 
raum, der zu nur vorübergehendem Gebrauch 
vermietet ist, und für Mietverhältnisse der in 
§ 565 Abs. 3 genannten Art." 

Artikel II 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 29 wird folgender § 29 a eingefügt: 

„§ 29 a 

(1) Für Klagen auf Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens eines Mietvertrages oder 
Untermietvertrages über Wohnraum, auf Erfül- 
lung, auf Entschädigung wegen Nichterfüllung 


oder nicht gehöriger Erfüllung eines solchen Ver- 
trages ist das Gericht ausschließlich zuständig, 
in dessen Bezirk sich der Wohnraum befindet. 
Das gleiche gilt für Klagen auf Räumung des 
Wohnraums oder auf Fortsetzung des Mietver- 
hältnisses auf Grund der §§ 556 a, 556 b des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn es 
sich um Wohnraum der in § 556 a Abs. 8 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten Art han- 
delt." 


2. § 93 b wird wie folgt gefaßt: 

.§ 93 b 

(1) Wird einer Klage auf Räumung von Wohn- 
raum mit Rücksicht darauf stattgegeben, daß ein 
Verlangen des Beklagten auf Fortsetzung des 
Mietverhältnisses auf Grund der §§ 556 a, 556 b 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen eines über- 
wiegenden berechtigten Interesses des Klägers 
nicht begründet ist, so kann das Gericht die 
Kosten ganz oder teilweise dem Kläger auf- 
erlegen, wenn 

1. im Falle des § 556 a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs der Kläger dem Beklagten 
auf dessen Verlangen nicht unverzüg- 
lich über die Gründe der Kündigung Aus- 
kunft erteilt hat; 

2. in den Fällen der §§ 556 b, 556 c des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs der Beklagte die 
Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangt 
und der Kläger ihm auf Verlangen nicht 
unverzüglich sein berechtigtes Interesse 
bekanntgegeben hat. 

Dies gilt in einem Rechtsstreit wegen Fortset- 
zung des Mietverhältnisses bei Abweisung der 
Klage entsprechend. 

(2) Erkennt der Beklagte den Anspruch auf 
Räumung von Wohnraum an, bevor ein Antrag 
zur Sache gestellt ist, wird ihm jedoch eine Räu- 
mungsfrist bewilligt, so kann das Gericht die 
Kosten ganz oder teilweise dem Kläger aufer- 
legen, wenn der Beklagte bereits vor Erhebung 
der Klage unter Angabe von Gründen die Fort- 
setzung des Mietverhältnisses oder eine den Um- 
ständen nach angemessene Räumungsfrist vom 
Kläger vergeblich begehrt hatte." 


3. Nach § 1025 wird folgender § 1025 a eingefügt: 

„§ 1025 a 

Ein Schiedsvertrag über Rechtsstreitigkeiten, 
die den Bestand eines Mietverhältnisses über 
Wohnraum betreffen, ist unwirksam. Dies gilt 
nicht, wenn es sich um Wohnraum der in § 556 a 
Abs. 8 des Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten 
Art handelt." 
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A r t i k e 1 III I 

Änderung anderer Gesetze 

1. Nach § 28 des Gerichtskostengesetzes vom 

26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 941), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und anderer Gesetze vom 30. Juni 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 577), wird folgender § 28 a einge- 
fügt: 

.§ 28 a 

Fortfall von Gebühren in Mietstreitigkeiten 

Wird ein Rechtsstreit wegen Räumung von 
Wohnraum oder wegen Fortsetzung des Miet- 
verhältnisses aufgrund der §§ 556 a, 556 b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vor der Beendigung 
der Güteverhandlung [Artikel IV des Dritten Ge- 
setzes zur Änderung mietrechtlicher Vorschrif- 
ten vom (Bundesgesetzbl. I 

)] durch einen vor Ge- 
richt abgeschlossenen oder dem Gericht mitge- 
teilten Vergleich erledigt, so fallen bereits ent- 
standene Gerichtsgebühren fort. Das gleiche gilt, 
wenn vor der Beendigung der Güteverhandlung 
die Klage zurückgenommen, auf den Klagean- 
spruch verzichtet oder der Klageanspruch aner- 
kannt wird." 

2. § 33 Abs. 1 Satz 1 der Bundesgebührenordnung 

für Rechtsanwälte vom 26. Juli 1957 (Bundes- i 
gesetzbl. I S. 861, 907), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Wahrnehmung von Urheber- | 
rechten und verwandten Schutzrechten vom | 
9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1294), | 
wird wie folgt gefaßt: | 

„Für eine nichtstreitige Verhandlung, insbeson- ^ 
dere eine Güteverhandlung [Artikel IV des Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher Vor- 
schriften vom (Bundesgesetzbl. I 

)], erhält der Rechtsanw'alt 

nur eine halbe Verhandlungsgebühr." 

3. In Artikel X § 8 des Gesetzes über den Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft und über ein so- 
ziales Mietrecht vom 23. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 389), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung mietrechtlicher Vor- 
schriften vom 29. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 505), wird nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a eingefügt; 

„1 a. Die Vorschriften über die Güteverhandlung 
sind nicht anzuwenden." 


Artikel IV 

Güteverhandlung und Rechtszug 

§ 1 

In Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Vermieter 
und dem Mieter oder dem Mieter und dem Unter- 
mieter wegen Räumung von Wohnraum oder wegen 


Fortsetzung des Mietverhältnisses auf Grund der 
§§ 556 a, 556 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten 
die folgenden besonderen Vorschriften: 


§ 2 

Die mündliche Verhandlung beginnt vor dem 
Amtsgericht mit einer Verhandlung zum Zwecke der 
gütlichen Einigung der Parteien (Güteverhandlung). 
In der Ladung soll hierauf hingewiesen werden. 


§ 3 

In der Güteverhandlung erörtert das Gericht mit 
den Parteien das gesamte Streitverhältnis und sucht 
einen gütlichen Ausgleich herbeizuführen. Zur Auf- 
klärung des Sachverhalts kann das Gericht alle 
Handlungen vornehmen, die sofort erfolgen kön- 
nen; eidliche Vernehmungen sind ausgeschlossen. 


§ 4 

Ist eine Partei oder sind beide Parteien säumig, 
wird die Klage zurückgenommen, auf den Klagean- 
spruch verzichtet oder der Klageanspruch anerkannt, 
so verfährt das Gericht nach den allgemeinen Vor- 
schriften. 

§ 5 

Mißlingt der Versuch der Einigung, so beschließt 
das Gericht, daß die mündliche Verhandlung nach 
den allgemeinen Vorschriften fortzuführen ist. 

§ 6 

(1) Für die Verhandlung und Entscheidung über 
das Rechtsmittel 

1. der Berufung gegen die Endurteile der 
Amtsgerichte, 

2. der Beschwerde gegen die Entscheidun- 
gen der Amtsgerichte 

ist das Oberlandesgericht zuständig. 

(2) Will ein Oberlandesgericht bei seiner Ent- 
scheidung nach Absatz 1 Nr. 1 von der Entscheidung 
eines anderen Oberlandesgerichts oder von einer 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes abweichen, 
so hat es die Sache diesem vorzulegen. Gegen das 
Endurteil des Oberlandesgerichts findet die Revi- 
sion nicht statt. 

§ 7 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 6 sind nicht anzu- 
wenden, wenn es sich um Wohnraum der in § 556 a 
Abs. 8 des Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten Art 
handelt. 
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Artikel V 1 

i 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Ein Mietverhältnis, das in dem Zeitpunkt be- 
steht, in dem das Mieterschutzgesetz nach seinem 
§ 54 unanwendbar wird oder außer Kraft tritt, rich- 
tet sich von diesem Zeitpunkt an nach dem neuen 
Recht. 

(2) In den Gebieten, in denen das Mieterschutz- 
gesetz nach seinem § 54 Abs. 2 bereits am 

(Vortag des Inkrafttretens des Gesetzes) nicht 

mehr anzuwenden ist, richtet sich ein Mietverhält- 
nis, das am (Tag des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes) besteht, von diesem Zeitpunkt an 
nach dem neuen Recht. 

§ 2 

In Rechtsstreitigkeiten auf Räumung von Wohn- 
raum oder auf Fortsetzung eines Mietverhältnisses 
über Wohnraum auf Grund der §§ 556 a, 556 b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes in den Gebieten anhängig sind, in de- 
nen das Mieterschutzgesetz nach seinem § 54 Abs, 2 
bereits am (Vortag des Inkraft- 

tretens des Gesetzes) nicht mehr anzuwenden ist, 
gilt folgendes: 

1. Die Vorschriften über die Güteverhandlung 
sind nicht anzuwenden, 

2. Die Frist für die Erklärung des Widerspruchs 
nach § 556 a Abs. 6 Satz 1, § 556 b des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs läuft nicht ab, bevor der 
Mieter erneut zur Hauptsache verhandelt hat. 

3. Das Gericht hat eine mündliche Verhandlung, 
die geschlossen worden ist, wieder zu eröff- 
nen. 

4. Eine Klage oder eine Berufung kann ohne Ein- j 
willigung des Beklagten oder des Berufungs- | 


beklagten zurückgenommen werden, solange 
dieser nicht erneut zur Hauptsache verhandelt 
hat. 

5. Das Gericht entscheidet nach billigem Ermes- 
sen, ob die Kosten des Rechtsstreits (§ 91 der 
Zivilprozeßordnung) ganz oder teilweise zu 
erstatten sind. Hat eine Partei Kosten durch 
ein unbegründetes Rechtsmittel oder durch 
grobes Verschulden veranlaßt, so sind ihr die 
Kosten aufzuerlegen; dies gilt nicht für Ko- 
sten, die eine Partei durch ein unbegründetes 
Rechtsmittel veranlaßt hat, wenn sich das 
Rechtsmittel gegen ein Urteil richtet, das vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangen ist. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

(1) §§ 1 bis 3 dieses Artikels treten am 

(1. Tag des auf die Verkündung folgenden 

übernächsten Monats) in Kraft. 

(2) Die anderen Vorschriften dieses Gesetzes tre- 
ten in Kraft: 

a) in den Gebieten, in denen das Mieterschutzgesetz 

nach seinem § 54 Abs. 2 bereits am 

(Vortag des Inkrafttretens des Gesetzes) 

nicht mehr anzuwenden ist, am 

(1. Tag des auf die Verkündung folgenden über- 
nächsten Monats); 

b) in anderen Gebieten, in denen das Mreterschutz- 
gesetz nach seinem § 54 Abs. 2, 3 unanwendbar 
wird, mit dem Tage, von dem an das Mieter- 
schutzgesetz danach nicht mehr anzuwenden ist; 

c) im übrigen mit dem Außerkrafttreten des Mie- 
terschutzgesetzes. 
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